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Versuch einer Ausweitung der 
bundesweiten Aktionskonfe¬ 
renz gegen Neofaschismus 
und Rassismus am 28./29. 
Januar 1989 in Bremen 

Vorbemerkungen: 

Die bundesweite Aktionskonferenz läßt 
sich im Detail schwerlich ausweilen, Zu 
vielschichtig und zu vielfältig waren die 
u nte rsch iedii che n E rwart u n gsh alt u n ge n 
der Teilnehmerinnen dieser bundeswei¬ 
ten Aktionskonferenz. Unzulänglichkei¬ 
ten und Widersprüche waren außerdem 
schon von vornherein durch die kurzfristi¬ 
ge Vorbereitungszeit mit angelegt. Diese 
Aktionskonferenz war darüber hinaus die 
erste ihrer Art in der Bundesrepublik. Sie 
war bundesweit von einem örtlichen 
Bündnis in Bremen vorbereitet worden. 
Daraus ergeben sich weitere Unzuläng¬ 
lichkeiten bei dieser Aktionskonferenz. 
Trotzdem lohnt der \fersuch, wesentliche 
Elemente zur Auswertung der Konferenz 
herauszuarbeiten. 

1. Allgemeines Stimmungsbild nach 
der Konferenz 

_Jie Teilnehmer_ahl war überwältigend. 
400 Teilnehmerinnen wurden erwartet. Es 
kamen über 800 Menschen aus ca. 150 
Orten der Bundesrepublik Deutschland. 
Einzelne kamen sogar aus Belgien und 
Großbritannien. Der organisatorische 
Ablauf erfolgte unter diesen Beding ungen 
- fast unvorstellbar — reibungslos. Das 
politische Klima der Konferenz und der 
politische Umgang untereinander sowohl 
in den Arbeitsgruppen als auch in den 
Plenen kann trotz Reibungsverlusten als 
überraschend solidarisch und konstruk- 
tiv angesehen werden. Räumlichkeiten 
verbreiteten eine angenehme Atmos¬ 
phäre; für manche verblüffend — es war 
eine Schule. 

2. Selbstgesteckte Zielsetzung der 
Aktionskonferenz durch die 
Einlader 

Die im Vorfeld von den Bremerinnen ge¬ 
gen Neofaschismus aufgestellten Zielvor¬ 
stellungen sind durch die Praxis bestätigt 
worden. 


Es hat in Ansätzen ein Erfahrung sau« 
stausch stattgefunden. Ein gemeinsa¬ 
mer politischer Nenner im Kampf gegen 
Neofaschismus und Rassismus ist her¬ 
ausgearbeitet worden. Die Vielfalt unter¬ 
schiedlicher Ansätze ist sichtbar gewor¬ 
den. Eine gemeinsame Akttonsorientie¬ 
rung bis zum Juli 1989 ist beschlossen 
und ein Arbeitsausschuß eingesetzt 
worden. Ein gemeinsames Motto für die 
weitere Arbeit wurde festgeiegt. Die wei¬ 
teren Aktivitäten werden jetzt zeigen, ob 
dieses Motto sich in der Bewegung auch 
durchsetzt. 

3. Bündnispolititk im inhaltlichen 
Spannungsverhältnis 

3.1. Das Wahlergebnis der DVU-Lrste D in 
Bremen hat betroffen und nachdenk¬ 
lich gemacht. „Nazis rausr war eine 
Basis gemeinsamer Aktivitäten bis 
zur BürgerschaftswahL Die vielen 
Anstrengungen auf dieser Basis ha¬ 
ben nicht nur den Einzug eines Neo- 
faschisten in das Landesparlament 
verhindern können. Auch der Einzug 
der Republikaner in das Berliner Par¬ 
lament konnte durch die vielen Ge¬ 
gen aktivitäten nicht verhindert wer¬ 
den. 

Die wirtschaftliche und soziale Lage 
sowie die Angst vieler Menschen vor 
wirtschaftlicher und sozialer Desin¬ 
tegration, die sie in die Arme reaktio¬ 
närer und neofaschistischer Or¬ 
ganisationen mit Ihren einfachen 
Scheinlösungen treibt, erfordern of¬ 
fenbar weitergehende Überlegun¬ 
gen. Begibt sich antifaschistische 
Arbeit aber auf das Feld der Wirt¬ 
schafts-, Sozial- und Ausländerpoli- 
tik, sprengt sie schnell den Bündnis¬ 
rahmen. 

Beschränkt sie sich auf historisch 
bezöge n e Auf k täru ng s ve ran staltun - 
gen, läuft sie Gefahr, gegenüber sich 
formierenden neofaschistischer 
Kräften — zwar moralischer integer— 
aber sonst wirkungslos zu bleiben. In 
diesem SpannungsVerhältnis be¬ 
wegt sich Bündnisarbeit In einem 
permanenten Prozeß der Bestim¬ 
mung gemeinsamer Positionen. 

Aus diesem Spannungsverhältnis 
heraus erklären sich u.a. auch Pro¬ 
bleme der Zusammenarbeit. Organi¬ 


sationen fühlen sich leicht in ihren 
ureigensten Tätigkeitsfeldern tan- 
glert/berührl/verdrängt oder aber 
nicht ernst genommen. Befürchtun¬ 
gen der „Vereinnahmung" und/oder 
vor der Entstehung von „antifaschi¬ 
stischen Ersatzorganisationen” las¬ 
sen sich hieraus erklären. 

Vor diesem Hintergrund und einge¬ 
denk des spontanen Unmutes derer, 
die jetzt sofort aktiv gegen Neofa¬ 
chismus und Rassismus tun wollen, 
bildet sich vorerst nur als gemeinsa¬ 
mer Nenner für Aktivitäten der Ab¬ 
weh rkampf gegen reofaschistische 
Organisationen heraus. 

3.2. Die bundesweite Aktionskonferenz 
ist vor vornherein als möglicher Ein¬ 
stieg in der Herausbildung einer anti¬ 
faschistischen Bewegung auf Bun¬ 
desebene gesehen worden. Zum 
Einstieg in eine bundesweite Diskus¬ 
sion eine Aktionsresolution mit Ana- 
Jyseelementen und einer positiven - 
wenn auch nur grob angedeuteten — 
Zielvorstetlung für Europa verab- 
schieden zu wollen, wurde von vielen 
als Überforderung dieser Akticns- 
konferenz empfunden. 

Der Wert der verabschiedeten Reso¬ 
lution liegt darin, daß jetzt eine Hand- 
lungsorrentierung geschaffen ist. Die 
letztendliche, Verabschiedung der 
Resolution kam für mach einen über¬ 
raschend. das liegt vielleicht darin 
begründet, daß jede solcher Konfe¬ 
renzen auch so etwas wie eine eige¬ 
ne Ablaufdynamik entwickelt. 

4. Das gemeinsame Motto 

„Leben und Lieben, dem Haß keine Chan¬ 
ce, gemeinsam gegen Neofaschismus 
und Rassismus!” 

Das Motto geht über das ursprüngliche 
Verständnis vieler Teilnehmerinnen der 
Aktionskonferenz hinaus. Nicht leicht 
hatten es die Argumente für ein Motto, 
daß das Lebensgefühl - der Vorschlag 
war von Frauen gemacht worden - für ei¬ 
ne offene Gesellschaft ausdrücken soll. 
Es hat sich eine - wenn auch inhaltlich 
noch nicht durchgängig nach vollzöge ne 
— Grundstimmung durchgesetzt, daß die 
antifaschistische Bewegung nicht ein 
Motto für sich braucht. Es sollen vielmehr 
Individuen angesprochen werden und 





nicht nur politisch organisierte Men¬ 
schen. Die antifaschistische Bewegung 
muß positive Alternativen entwickeln und 
anbieten. 

Viele Diskussionsbeiträge gegen das 
Motto beinhalteten Grundüberlegungen, 
die eine „Gegen-Stoßrichtung" beinhal¬ 
teten. fn den zukünftigen Auseinander¬ 
setzungen wird es darum gehen, hand¬ 
lungsfähige Kompromisse zu entwickeln 
zwischen Kräften, die Antifaschismus 
eher als gegen neofaschische Organisa¬ 
tionen gerichtete Aktivitäten verstehen 
und Kräften, die Antifaschismus als in¬ 
haltliche Herausforderung verstehen, um 
antifaschistische Alternativen zu ent¬ 
wickeln und durchzusetzen. 

5, Grenzen — Möglichkeiten — 
Dynamik 

5.1. Die Aktionskonferenz hat von Beginn 
an Grenzen gesprengt. Die erste Un- 
terstützerrückmeldung hat bereits 
etwas von der möglichen politischen 
Breite signalisiert, die letztendlich 
auch in größerem Umfang erreicht 
werden konnte. Der Aufruf zur Konfe¬ 
renz hat zu Auseinandersetzungen 
und Diskussionen zum Problem Neo¬ 
faschismus und Rassismus in Orga¬ 
nisationen herausgefordert. 

5.2. Die Konferenz entwickelte sich im 
Verlauf der Vorbereitungen zum int¬ 
ensiv beobachteten Objekt Verlauf 
und Ergebnis sollte zur Grundlage 
des weiteren Verhaltens gegenüber 
dieser Bewegung gemacht werden. 
Diese abwartende Haltung hat in der 
Woche vor der Konferenz eine grund¬ 
sätzliche Veränderung erfahren. Die 
DVU-Liste D Postwurfsendung, das 
Verhalten der Bundespost dazu, 
Ereignisseim BerlinerWahlkampfmit 
den Republikanern und spontane 
Empörung darüber in Teilen der Be¬ 
völkerung haben dabei sicherlich ei¬ 
nen Ausschlag gegeben. Die Ak¬ 
tion skonferenz bot sich jetzt als 
gemeinsamer Bezugspunkt zur Dis¬ 
kussion gemeinsamer Handlungsal¬ 
ternativer an. Dieser Stellenwert 
wurde u.a. durch die positiven Stel¬ 
lungnahmen zur Aktionskonferenz 
durch den IG Metall Vorstand/Abtei¬ 
lung Jugend und des Senatspräsi- 
denten Klaus Wedemeier deutlich 
unterstrichen. 

5.3. Die Vorbereitungen durch eine Lan¬ 
des- Initiative, zeitlich begrenzte Vor¬ 
bereitungsrahmen und der teilweise 
hohe Erwartungsdruck gegenüber 
dieser Konferenz beinhalten in sich 
schon Überforderungen bzw. Un¬ 
möglichkeiten. Ablauf und Ergebnis 
der Konferenz zeigen andererseits, 
daß genau zu diesem Zeitpunkt ein 
Einstieg in die bundesweite Diskus¬ 
sion notwendig war. Das allgemeine 
Bedürfnis nach politischem Erfah¬ 
rungsaustausch hat die vielen Teil¬ 


nehmerinnen dann manche Unzu- 
länglichkeit im konkreten Ablauf ge¬ 
duldig ertragen lassen. 

Die Wahlergebnisse in Berlin für die 
Republikaner haben die Bedeutung 
der Konferenz nochmals unterstri¬ 
chen und der weiteren Arbeit Schub¬ 
kraft verliehen. 

Die Diskussion um die Einbeziehung 
der Republikaner in die Aktionsreso¬ 
lution ist am gleichen Tag durch die 
Wahlen in Berlin bestätigt worden. 
Auch die Arbeit des Arbeitausschus¬ 
ses dürfte sich vor dem Hintergrund 
dieser Wahlen vordergründig vorerst 
einfacher darstellen. 

5,4. Die Aktionskonferenz hat einen Ar- 
be itsausch u ß e i ng esetzt. G rundsätz- 
lich ist mit der Konstruktion eines auf 
Personen und Landesbündnisse be¬ 
zogenen Arbeitsausschusses die 
Möglichkeit geboten, alle antifaschi¬ 
stächen Kräfte einzubeziehen. Den 
Teilnehmerinnen der Konferenz ist 
d i ese Oh ance - e ine n m ög I ic h st vie le 
gesellschaftliche Kräfte einbezie¬ 
henden Arbeitsausschuß zu bilden 
und eine Konstruktion zu finden, die 
möglichst keine Organisation aus¬ 
schließt - nur unzulänglich transpa¬ 
rent gemacht worden. Die Praxis die¬ 
ses Arbeitsausschusses wird dieses 
nachholen müssen. 

6, Bremerlnnen gegen Neofaschis¬ 
mus — stabiler Faktor für die 
Durchführung der Akfions- 
konferenz 

6.1. Bei den Bremerlnnen gegen Neofa¬ 
schismus hat sich als tragfähige Ar¬ 
beit sg rund läge eine neue Qualität 
der gleichwertigen Bündnisarbeit — 
auch unter komplizierten Wahl- 
kampfbedingungen (1987) — entwik- 
kelt. Diese Qualität ist als stabilisie¬ 
render Faktor in die Konferenz einge¬ 
gangen. Bei aller Kompliziertheit u.a. 
der Plenen war das Diskussionsklima 
solidarisch, konstruktiv und trotz 
kontroverser Standpunkte Stand¬ 
punkte von der Grundtendenz nicht 
ausgrenzend. 

6.2. Bei den Bremerlnnen gegen Neofa¬ 
schismus selber hat sich innerhalb 
der Vorbereitung un der Konferenz¬ 
durchführung das Selbstverständnis 
weiterentwickelt von der teilweise 
vorsichtiger allgemeiner Zustim¬ 
mung zur Konferenz bis hin zu von 
neuem Selbstbewußtsein bestimm¬ 
ten offensiv gestaltendem Eingreifen 
auf der Konferenz selber. 

6.3. Die Durchführung der Konferenz in 
Bremen hat die Autorität der Breme¬ 
rlnnen gegen Neofaschismus vor Ort 
gestärkt und mit dazu beägetragen, 
daß dieses Bündnis sich weiter zu ei¬ 
nem eigenständigen politischen Fak¬ 
tor entwickelt hat. Ein Ausdruck die¬ 


ser Entwicklung ist u.a. die verstärkte 
Unterstützung der Bremerlnnen ge¬ 
gen Neofaschismus durch Einzelge¬ 
werkschaften und den DGB Bremen. 

6.4. Das Beispiel der Bremerlnnen gegen 
Neofaschismus verweist uns auf die 
wachsende Bedeutung der Ent¬ 
wicklung antifaschistischer Bünd¬ 
nisse auch in anderen Landern, Die¬ 
se kommt in der zukünftigen Ent¬ 
wicklung der antifaschistischen 
Arbeit eine zentrale Bedeutung zu. 
Dort, wo es noch keine gibt, sollte 
schnellstens der Versuch zur 
Entwicklung eines solchen Bündnis¬ 
ses unternommen werden. 

7* Nachbetrachtungen 

In der Folgezeit nach der bundesweiten 
Aktionskonferenz hat es bereits vielfältige 
Aktivitäten gegen neofaschistische Tref¬ 
fen gegeben. Diese antifaschistischen 
Aktionen waren in der Regel von breite^ 
Bündnissen getragen. Das Motto 
bundesweiten Konferenz war teilweise 
Motto dieser Aktionen. An verschiedenen 
Orten der Bundesrepublik haben sich Po¬ 
litikerinnen ausgesprochen für breite an¬ 
tifaschistische ßündnisarbeit über den 
engen eigenen Organisationrahmen hin¬ 
aus. Die VVN-Bund der Antifaschisten 
wird in diesen Aktivitäten zunehmend als 
zusammenführende aber nicht verein¬ 
nahmende Organisation akzeptiert und 
anerkannt. Die Chance für den Beginn ei¬ 
ner bundesweiten antifaschistischen Be¬ 
wegung ist mit der bundesweiten Ak¬ 
tionskonferenz angestoßen worden. Die 
zukünftigen Aktivitäten und das Verhalten 
der einzelnen politischen Organisationen 
wenden darüber entscheiden ob diese 
Chance genutzt und eine antifaschisti¬ 
sche Alternative für die weitere Ent¬ 
wicklung der Bundesrepublik mitgestaltet 
wird. 

Volker Homburg 


Erst Jubel, dann Jammer 

Ab 26. Januar 89 jubelte Dr. Olderog, 
CDU-Abgeordneter, jm Bundestag: hl Es 
gibt heule keine aiamierende Ent¬ 
wicklung beim ... rechtsextremistischen 
Potential in der BRD”, In richtiger Ein¬ 
schätzung der pol. Situation forderte aber 
der CDU-Abgeordnete und Mitglied im 
geschäftsführenden Vorstand der 16- 
Metall, Willi Sturm am 27. Januar 1989 die 
Parteien im Bundestag aut den Geldhahn 
für die Rechtsextremisten zuzudrehen. 
Und die Politiker die noch bei dieser 
Debatte den Rechtsstaat beschworen 
hatten, der dem Rechtsextremismus er¬ 
tragen und niederhalten würde, bejam¬ 
merten nach 29, Januar 1989 den Einzug 
von fast 8 %„ Rechtskonservativen” in das 
Westberliner Parlament. Man achte auf 





die feine „Sprachregulierung”: „Rechts- 
konservative” Rechtskonservative, sind 
eben keine Rechtsextremisten und erst 
recht darum nicht, weil sie doch große 
Teile ihres Programms bei den CDU/CSU 
abgeschrieben haben. Und weil die SS- 
Schön hüber-Partei abgeschrieben hat, 
ist sie eben demokratisch-republika¬ 
nisch. Darum hatten die im Wahlaus¬ 
schuß sitzenden Parteien auch keine Be¬ 
denken, obwohl tausende Berliner das 
\ferbot der Neonazipartei forderten. 

Der Wahlausschuß hätte das Recht in An¬ 
spruch nehmen können, die Zulassung 
zur Wahl zu verweigern. Auch die 3 West¬ 
mächte hätten das Wahlrecht verweigert 
genauso wie sie die NPD, FAP und ähnli¬ 
che Gruppen in Westberlin verboten hat¬ 
ten, wenn die demokratischen Parteien 
signalisiert hätten, die „Republikaner” 
sind keine Republikaner, sondern Neona¬ 
zis. Aber da diese bei der CDU/GSü ab- 
geschrieben haben 

Für die Schlußfolgerung sind die beiden 
G-Parteien selbst zuständig. 

Wiiiy Hundertmark 


Diskussionsforum zu den 
Thesen der BAF-Redaktion 



n der November-Ausgabe des BAF veröf¬ 
fentlichte ich zusammen mit Willy Hun- 
dertmark und Volker Homburg 10 Thesen 
zur Politäkentwicklung der VVN-BdA in 
Bremen. Seitdem sind nicht nur 3 Monate 
vergangen in denen mehrere VVN-Mit- 
glieber ihre Meinung zu den Thesen im 
BAF kundgetan haben, sondern haben für 
die Bremer Organisation wichtige Veran¬ 
staltungen stattgefunden: die bundes¬ 
weite Aktionskonferenz und das Landes¬ 
vorstandsseminar in Seppensen. Beides 
betrachte ich aus Bremer Sicht mit sehr 
viel Skepsis. Eine Woche vor der Aktions¬ 
konferenz fand das Seminar in Seppen¬ 
sen statt und es wurde mit kaum einem 
Wort inhaltlich auf diese Veranstaltung 
erngegangen, die aber — trotzdem M! — zu 
einem bundesweit beachteten Erfolg 
wurde, Meh r als die Hälfte der Landesvor- 
standsmitgljeder war beim Seminar nicht 
anwesend. Dies veranlaßt mich einige 
weitere Überlegungen zur momentanen 
Situation und Perspektive der VVN-BdA 
tm Lande Bremen „nachzusch leben". 

- Die Rolitikentwlcklung derVVN und da¬ 
mit ihre Rolle innerhalb der antifaschi¬ 


stischen Bewegung wird vom Landes¬ 
vorstand und in noch stärkerem Maße 
vom geschäftsführenden Vorstand be¬ 
stimmt. Die Rolle, die der Landessekre¬ 
tär innerhalb dieses Prozeßes hat, wind 
unterschied ich beurteilt und ist in letz¬ 
ter Zeit immer wieder Streitpunkt kon¬ 
troverser Diskussionen. Hierbei wind 
auch der Anteil seiner Tätigkeit allge¬ 
mein in Bündnissen und insbesondere 
im Bündnis „Bremerinnen gegen Neo¬ 
faschismus” in Frage gestellt. 

- Bei der Rolltikentwicklung kommt den 
einzelnen Gruppen in Bremerhaven, 
Bremen-Nord, -West und -Ost nur noch 
eine untergeordnete Rolle zu. Ein regel¬ 
mäßiges Organisationsleben führt nur 
noch die Gruppe West t die anderen 
sind z,T + nach jahrelanger erfolgreicher 
Arbeit politisch und organisatorisch in 
einer Sackgasse gelandet. Ordentliche 
Vorstände existieren kaum noch. 

- Nur noch 20% der Mitglieder ist aktiv 
am Organisationsleben beteiligt. Viele 
Mitglieder sind zwar aktiv in der Bremer 
antifaschistischen Bewegung aktiv, 
aber „funktionieren" hierbei ohne einer 
Bindung zur VVN. Mag sein, daß sie ihr 
„Rüstzeug" für die aktuellen Auseinan¬ 
dersetzungen aus den VVN-Publikatio¬ 
nen holen, aber eine Gewichtung müs¬ 
sen sie individuell vornehmen. Dies be¬ 
deutet konkret, daß die Arbeit solcher 
Mitglieder die täglich antifaschistische 
Arbeit praktizieren als Lehrerinnen, Be- 
triebsrätlnnen, Gewerkschafter Innen, 
Pfarrerinnen und Sozial arbeitet Innen, 
weder in Verbindung mit der VVN ent¬ 
wickelt wird oder die VVN von dieser 
Arbeit einige mittelbaren Nutzen zieht. 

- Obwohl objektiv in Bremen die Anfor¬ 
derungen an unsere Organisation ge¬ 
wachsen sind - sowohl durch die poli¬ 
tischen Bedingungen wie durch unsere 
Bündnispartner - sind wir z.Z. nicht in 
der Lage hierauf ausreichend zu rea¬ 
gieren. Bundesweit hat die Aktionskon¬ 
ferenz positive Reaktionen ausgelöst. 
Welche Konsequenzen ziehen wir in 
Bremen daraus? 

- Dies gilt ebenfalls für die zukünftigen 
Anforderungen am Bund der Antifa¬ 
schisten: es gibt z.Z, in Bremen kein 
Konzept für die Zelt, die eintritt, wenn 
wir ein Bund der Antifaschisten sind. 
Dies betrifft sowohl die Geschichtsver- 
m ittlung (oh ne die ehern. Wtderstands- 
kämpferlnnen), die Rundfahrten, die 
Außenvertretung in den verschiedenen 
Kommissionen, etc. Bereits jetzt ist ca. 
50% der VVN-Mitglieder nach '45 ge¬ 
boren, sie bestimmen demnächst die 
Entwicklung, Das geht jedoch nicht au¬ 
tomatisch! Wohlüberlegte Schritte sind 
notwendig. 

Die mangelhafte qualitative und quantita¬ 
tive Beteiligung der VVN-Bremen an der 
Aktionskonferenz und die in meinen Au¬ 
gen katastrophalen Ergebnisse von Sep¬ 
pensen (bzw, das nicht Vorhandensein 
von Ergebnissen, die orientierend für die 
anstehende Lan de sd eie gierten konfe¬ 


renz wirken können) haben mich den 
obenbeschriebenen Zustand noch mal 
deutlich vor Augen geführt, 
in einigen Beiträgen zu den Thesen sind 
von den Autoren bereits wichtige Hinwei¬ 
se zu den kommenden Aufgaben der VVN 
in Bremen geliefert worden. Die Struktur¬ 
frage unserer Organisation spielt dabei 
eine wichtige Rolle. Dies ist nicht weiter 
verwunderlich, wenn man betrachtet, daß 
- wie oben beschrieben — 3/4 der Grup¬ 
pen unzureichend funktioniert. Ich halte 
es jedoch für unzulässig, jetzt die Arbeit 
der Gruppe West, quasi als Organisa¬ 
tionsmodell, den anderen Gruppen „auf¬ 
zuzwingen". Weder werden hierbei der 
mangelhafte Zustand dieser Gruppen 
und seine Ursachen Untersucht, noch 
wird die Situation der Gruppe West kri¬ 
tisch beleuchtet. Sie wird einfach als gut 
und deshalb als modellhalt dargesteSIt. 
Meines Erachtens muß die Organisation 
stärker auf die Bedürfnisse der einzelnen 
Mitglieder eingestellt werden. Dabei kön¬ 
nen objektive Anforderungen zwar nicht 
außer acht gelassen werden, aber wir 
werden diesen Anforderungen nicht ge¬ 
recht, wenn sie nicht in Einklang mit den 
Bedürfnissen der einzelnen Mitglieder 
gebracht werden. 

So könnten u.a. Gewerkschaftsmitglieder 
und Betriebsrat Innen die in der VVN-BdA 
organisiert sind alle 2-3 Monate zu einer 
Versammlung Zusammentreffen, die von 
einer kleinen Arbeitsgruppe aus diesem 
Kreis vorbereitet wird. Diese AG könnte 
den anderen Mitgliedern regelmäßig Ma¬ 
terial für ihre ständige Auseinanderset¬ 
zung in Betrieben liefern und könnte auch 
gegenüber der restlichen Mitgliedschaft 
der VVN berichten. 

Bei dieser Form der Arbeit kann sowohl 
die Organisation als das einzelne Mitglied 
qualifiziert werden. Die Zugehörigst des 
Mitglieds zu einer Wohngebietsgruppe 
muß hierbei in Frage gestellt werden. Aus¬ 
gehend von meinen oben dargelegten 
Überlegungen zum Zustand der Organi¬ 
sation bezweifele ich, daß viele Mitglieder 
sowohl in Arbeitsgruppen wie in Wohnge¬ 
bietsgruppen aktiv tätig sein werden. 
Zwar wäre es wünschenswert, aber offen- 
sichtlich spricht diese Form - auch we¬ 
gen des zeitlichen Anspruches nicht 
mehr viele Mitglieder an. 

Mein Vorschlag zu einer Organisations¬ 
struktur könnte folgendes beinhalten: 


Arbeitsgruppen 


T 

- AG Neofaschismus 

- AG Frieden 

- AG Frauen 

- AG BAF 

- AG Geschichte 

- AG Bildung 

- AG Soziale Fragen 

- AG Gewerkschaft 

& Betrieb 

- etc. 


Regelmäßige Landes- 
mrtgl iedejversam mlungen 
als Informal ionsbasis 

T 

— Jugendlreff 

— Attentretf 

— Kulturelle 
Wran sialä ungen 

— Treff für neue Mitglieder 

— Mitglieder¬ 
versammlungen 

— AnieiEung Bündnisarbeit 

— etc. 


Die Koordination erfolgt beim Landesvor¬ 
stand und geschäftsführenden Vorstand. 
Dieser Vbrschlag muß entsprechend den 






quantitativen und qualitativen Anforder¬ 
ungen erweitert oder ggf, verringert wer¬ 
den. Außerdem muß überlegt werden, wie 
die Gruppen - die in diesem Vorschlag ja 
nicht mehr existieren — sich In diese 
Struktur einbinden. Dies betrifft vor allem 
Bremen-Nord und Bremerhaven. 

Wichtig erscheint mir jedenfalls, daß wir 
bereit sein müssen, adequat auf unserem 
mangelhaften Zustand zu reagieren und 
dabei dürfen wir nicht zögern uns ggf. von 
überlieferten Formen der bisherigen Ar¬ 
beit zu trennen. 

John Gerardu 


Woran können wir Sie 
erkennen??? 

Rechtsextremistische Orientierungen 
Jugendlicher — 

Gegenstrategien der Jugendarbeit 
21. - 23.04*1989 

Traditionelle antifaschistische Jugendar¬ 
beit beschränkt sich auf Spurensuche, 
Besuch von Gedenkstätten und Aus¬ 
einandersetzungen mit dem Nationalso¬ 
zialismus. Unser Ansatz ist, zu erfor¬ 
schen, i nwiewe it recht sextrem ist ische 
Orientierungen wesentlich breiter bei Ju¬ 
gendlichen verwurzelt sind, 
Jugendstudien (Sinus, S hell, For¬ 
sch ungsschwe rp u n kt J ug end forsch u ng 
der Universität Bielefeld) werden ebenso 
wie Arbeitserfahrungen der Seminarmit¬ 
arbeiter überprüft. 

Ais Referent steht Kurt Müller, Mitarbeiter 
am Forschungsschwerpunkt Jugendfor¬ 
schung der Fakultät für Pädagogik, Uni¬ 
versität Bielefeld, zur Verfügung. 

Weitere Referenten werden Ansätze anti¬ 
faschistischer Bildungsarbeit aus west¬ 
europäischen Ländern (Belgien, Frank¬ 
reich, Italien) vorstellen. 

Dieses Seminar wird von Mitarbeiter/in¬ 
nen der Jugendbildungsstätte Bremen Li- 
dice-Haus und der Arbeitsgemeinschaft 
Breme r J uge n d b i Id ung s refe rente n/i n n en 
vorbereitet und durchgeführt. 

Im April wird ein detaillierter Ablaufplan 
des Seminares, sowie ein Tagungsreader 
zur Verfügung gestellt. 

Anreise: Freitag, 21. April 1989 bis 
18.00 Uhr 

Seminarkosten: DM 20- 
Anmeldungen: werden erbeten bis 
15.4.1989 an die Jugendbildungsstätte 
Bremen Lidice-Haus, Tel. (0421) 662058 


Bremer Räterepublik zur 
Erinnerung? 

Am 4*2» fand eine Kundgebung zum 70. 
Geburtstag der Bremer Räterepublik 
beim Denkmal für die Gefallenen Arbei¬ 
ter und Soldaten am Waller Friedhof 
statt. Erst mal hatten Sozialdemokraten 
und Kommunistinnen gemeinsam zur 
Teilnahme an diesem Jahrestag aufge¬ 
rufen. Sonst war man immer getrennt 
hingegangen. 

Am Abend fand im Rathaus ein kulturel¬ 
ler Beitrag zum 70. Jahrestag statt. 
Heinz-Gerd Hofschein ging in seinem 
Redebeitrag auf die Bedeutung der Rä¬ 
terepublik für die heutige Zelt ein. Die¬ 
sen Teil seiner Rede — in der er vorab 
den historischen Rahmen schilderte - 
veröffentlichen wir im BAftweii sie Kon¬ 
turen eines neuen Politikverständnis¬ 
ses enthalten. 

Zunächst einmal gedenken wir der Bre¬ 
mer Räterepublik, um die Arbeiterinnen 
und Arbeiter zu ehren, die—um es mit den 
Worten des Erfurter Programms der alten 
Sozialdemokratie zu sagen — mit der Re¬ 
volution „nicht für neue Klassenpriviie- 
gien und Vorrechte, sondern für die Ab¬ 
schaffung der Ktasserherrschaff und der 
Klassen selbst" gekämpft haben und wir 
ehren diejenigen, die dabei ihr Leben ge¬ 
geben haben. In einem Land, wo die Na¬ 
men der Unterdrücker und Aggressoren 
immer noch bekannter sind, als die der 
Frauen und Männer, die für Freiheit und 
Gleichheit gekämpft haben, in einem 
Land, wo immernoch eine Kaserne (in un¬ 
serer Nachbarstadt Delmenhorst) nach 
jenem Obristen Caspari benannt ist, der 
nicht nur mit seinem Freikorps die Rätere¬ 
publik im Blut ertränkte, sondern der auch 
1933 als Bremer Polrzeikommandeur den 
Nazis mit zur Macht verholten hat, ist das 
Gedenken an diejenigen, die für unsere 
demokratischen Traditionen stehen, lei¬ 
der keine Selbstverständlichkeit, 

Zum anderen erinnern wir an die Rätere¬ 
publik, weif sie eine verhinderte Chance 
war, eine unterdrückte Alternative, deren 
Realisierung uns den Weg in die Katastro¬ 
phe des Faschismus und des Völkermor¬ 
des erspart hätte. Denn wären 1918/1919 
die erstrebten gesellschaftlichen Verän¬ 
derungen erfolgreich durchgesetzt wor¬ 
den, wären die alten Eliten in Industrie und 
Großgrundbesitz, in Militär und Staatsap¬ 
parat entmachtet worden, dann hätten 
nicht diese Kräfte die Republik zerstören 
und den Faschismus an die Macht brin¬ 
gen können, um erneut und noch viel 
mörderischer nach der Weltherrschaft zu 
greifen. Ein Vorantreiben der Revolution 
zu einer sozialistischen Umwälzung hätte 
zweifellos Chaos und Unordnung bedeu¬ 
tet - auch die große französische Revolu¬ 
tion, der wir alte unsere heutigen Freihei¬ 
ten verdanken, war voll von Chaos und 
Unordnung — aber um wieviel schreckli¬ 
cher und blutiger ist dann der tatsächli¬ 
che Gang der Geschichte verlaufen, der 
mit der Verhinderung der sozialen Revolu- 
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tion in jenem Winter 1918 /19 begann, und 
der in Auschwitz und in Stalingrad ende¬ 
te. 

Ist die Erinnerung an die Räterepublik al¬ 
so nur eine Erinnerung an eine Niederla¬ 
ge der Unken? Das ist sie auch, ebenso 
wie die Erinnerung an 1848, an 1932/33 
und an die Jahre 1945 - 49. Sie belegt nur 
zu gut die These von Friedrich Engels, der 
im Blick auf 1848 einmal bemerkte, daß die 
Deutschen ihre Revolution nur halb 
machten, dafür aber ganze Konterrevolu¬ 
tionen erhielten. 

Aber auch aus Niederlagen kann und muß 
gelernt werden. Einer der wichtigsten 
Gründe für diese Niederlagen liegt in der 
Uneinigkeit der Linken, Kampf gegenein¬ 
ander statt gegen den gemeinsamen Ge¬ 
gner, das war eine wesentliche Ursache 
für das Scheitern der Räterepublik wie für 
das Versagen der deutschen Arbeiterbe¬ 
wegung 1932/33. 

Die Schuld daran findet sich nicht nur auf 
einer Seite. 

Zweifellos „lasssen sich die Mehrheitsso- 
ziatisten ... objektiv als ,Erfüllung$geh 
fen 1 des Bürgertums bei der Miederschia r 
gung der Räterepublik bezeichnen” wie 
Peter Kuckuck in seiner grundlegenden 
Arbeit über die Bremer Räterepublik 
schreibt. Aber er weist auch darauf hin, 
daß USPD und KPD es Ihnen durch ihre 
Politik oft leicht gemacht haben, diese 
Rolle einzunehmen. 

Es soll nicht bemäntelt werden: Ebert, der 
nach eigenen Worten die Revolution haß¬ 
te „wie die Sünde", und Noske der den 
„Bluthund” machte, wollten keine Fortfüh¬ 
rung der Revolution, von der sie „russi¬ 
sche Zustände' 1 befürchteten. Sie und die 
Führung der MSPD haben, wie Rosa Lu¬ 
xemburg in einem Artikel eine Woche vor 
ihrer Ermordung schrieb, „alles getan ..., 
was in ihren Kräften stand, um die Revolu¬ 
tion zu verhindern und ... sich nach dem 
Ausbruch der Revolution an ihre Spitze 
mit der klaren Absicht gestellt... sie b 
der nächsten passenden Gelegenheit ab 
zu würgen.” Aber die Linke hat es noch 
nicht einmal vermocht, die Mehrheit des 
Reichskongresses der Arbeiter- und Sot- 
datenräte hinter ihre Forderungen zu 
bringen, von der Mehrheit der Arbeiterin¬ 
nen und Arbeiter zu schweigen. 

Der „inneren Affinität der mehrheitssozia¬ 
listischen Parteiführung zum Bürgertum”, 
wie Peter Kuckuck das nennt, stand eine 
oft uttralinke, den Stand des Massenbe¬ 
wußtseins und die Notwendigkeit einer 
breiten Bündnispolitik negierende Politik 
der USPD und KPD gegenüber. Dieses 
Gegeneinander hat bloß den alten Gewal¬ 
ten genützt, die auch der Mehrheitsso- 
zialdemokratie ihre Hilfestellung nur 
schlecht gedankt haben. Im KZ erst muß¬ 
te das Bewußtsein für die Notwendigkeit 
der Einheit gelernt werden. Lange über 
1945 hinaus hat es nicht angehalten. 

Daß wir uns dieses Gegeneinander ange¬ 
sichts der großen Gefahren, die das Wett¬ 
rüsten, die \ferelendung der Dritten Welt 
und die Zerstörung unserer natürlichen 
Umwelt bedeuten, nicht mehr leisten kön- 
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nen, klingt banal und ginge nicht überden 
Charakter einer moralischen Aufforde¬ 
rung hinaus, wenn sich nicht tatsächlich 
in den letzten Jahren vieles von dem zu 
ändern begonnen hätte, was an Trennen¬ 
dem zwischen den Strömungen der Ar¬ 
beiterbewegung in den letzten 70 Jahren 
gestanden hat. Ein sich in Richtung auf 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ent¬ 
wickelnder Sozialismus im Osten, eine 
Sozialdemokratie, in der nicht mehr das 
kapitalistische Krisen management das 
Hauptziel der Politik sein kann und darf, 
das Entstehen selbstbewußter und aktiver 
sozialer Bewegungen bieten vielleicht in 
Zukunft die Grundlagen für eine Zusam¬ 
menarbeit, die sich nicht nur auf die ge¬ 
meinsame Erinnerung an die Geschichte 
beschränkt Und vielleicht sollten wir da¬ 
mit nicht weitere 70 Jahre warten. 

Ein Zweites kann uns die Bremer Rätere¬ 
publik lehren: das Denken über alternati¬ 
ve Möglichkeiten für die gesellschaftliche 
Entwicklung. Sicherlich steht heute die 
^ge einer Räterepublik nicht mehr auf 
oer Tagesordnung — wenn auch der Ge¬ 
danke an Formen direkter, dezentraler 
Demokratie, an Selbstbestimmung in Ar¬ 
beit und Alltag an Aktualität und — durch 
die Entwicklung der Produktionsmittel, 
besonders der tnformationstechnologien 
— auch an Realisierbarkeit gewinnt Und 
auch wir stehen, ähnlich wie unsere 
Großmütter und Großväter zu Beginn des 
Jahrhunderts, in einer dramatischen ge¬ 
sellschaftlichen Umbruchsituation, in der 
vieles unsicher geworden ist, und nur ei¬ 
nes ganz sicher: So weiter wie bisher, 
geht es nicht. Auch eine verhinderte 
Chance wie die der Bremer Räterepublik 
kann Anlaß sein, über heutige Alternati¬ 
ven, über ein heutiges Projekt zur Gesell¬ 
schaft sveränderung nachzudenken. 
Kehren wir zum Schluß zu der Frage zu¬ 
rück/: Was ist geblieben von der Bremer 
Räterepublik? 

blieben über 1919 hinaus bis auf den 
heutiger Tag ist eine gute und starke Tra¬ 
dition von Widerständigkeit in unserer 
Stadt, Eine Widerständigkeit, die sich im 
breiten Widerstand gegen die Nazis, im 
Kampf für die gesellschaftflehe Neuord¬ 
nung nach 1945, in den Kampagnen ge¬ 
gen die Remilitarisierung und die Atomrü¬ 
stungspläne der 50er Jahre gezeigt hat, 
und die sich in der Friedensbewegung der 
80er Jahre, in den Kämpfen gegen die 
Atome mergle und die Umweltzerstörung, 
in den Kampagnen gegen den Abbau de¬ 
mokratischer Rechte und sozialer Errun¬ 
genschaften und in der Frauenbewegung 
heute fortsetzt Sicherlich sind diese heu¬ 
tigen Bewegungen nur zum geringeren 
Teil von der Arbeiterbewegung angeregt 
worden, die sich bisweilen nur langsam 
ihnen angeschlossen hat. Aber auch die¬ 
se neuen sozialen Bewegungen stehen - 
ohne sich dessen manchmal bewußt zu 
sein — in dieser Tradition von Widerstän¬ 
digkeit. Kann diese gemeinsame Tradition 
nicht dazu beitragen, das Bündnis zwi¬ 
schen Arbeiterbewegung und neuen so¬ 
zialen Bewegungen herzustellen, das 


notwendig ist, um einen gesellschaftsver¬ 
ändernden Fortschrittsblock zu bilden? 
Geblieben seit den Tagen der Räterepu¬ 
blik sind auch deren uneingelöste Forde¬ 
rungen: „Aufhebung jeder Art der Aus¬ 
beutung und Unterdrückung, richte sie 
sich gegen eine Klasse, eine Partei, ein 
Geschlecht oder eine Rasse" hieß es im 
Aufruf des Bremer Arbeiter- und Solda- 
tenrates vom 9. November 1918. Uneinge¬ 
löst sind diese Forderungen bis heute, 
nicht nur in der Dritten Welt, wo auch in 
dieser Viertelstunde wieder mehr als 1500 
Menschen verhungert sind, nicht nur in 
Südafrika oder Chile, sondern auch bei 
uns. Und so lange das so ist, so lange wird 
das Gedenken an die Bremer Räterepu¬ 
blik kein bloßes historisches Erinnern 
sein können., sondern stets auch Aufruf 
zum handeln, zum kampf für eine Gesell¬ 
schaftsordnung, in der“ mit den Worten 
von Marx und Engels gesprochen - „die 
freie Entwicklung eines jeden die Bedin¬ 
gung für die freie Entwicklung aller ist." 

Heinz-Gerd Hof sehen 


Die andere Zukunft 
gestalten 

„Wir suchen den politischen Kompro¬ 
miß wo immer er möglich ist. Aber wir 
wissen genau, daß die Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit, die 
Durchsetzung einer ökologischen 
Wirtschaftspolitik und die Verwirk!!- j 
chung einer sozialen Strukturpolitik 
nicht ohne Konflikt zu erreichen sein 
werden. Und gerade, wer den Kom¬ 
promiß anstrebt, der muß konfliktfä¬ 
hig sein und der muß Kampfbereit¬ 
schaft demonstrieren. Wir wollen Tra¬ 
dition und Moderne, alte Erfahrungen 
der Arbeiterbewegung und neue Er¬ 
kenntnisse der sozialen Bewegung 
miteinander verbinden. Wir wollen d ie 
Lösung der jGathjngsfrage und die - # 
■ Lösung der ^lassenfrage gleicher¬ 
maßen angehen, weil sie miteinander 
Zusammenhängen und weil wir dabei 
gegen dieselben machtstrukturen 
ankämpfen müssen. 

Wir wollen Solidarität und Freiheit un¬ 
seres Handelns und als Ziel unserer 
gesellschaftlichen Reformvorstellun¬ 
gen gleichermaßen verwirklichen.” 

Zitat aus Franz Steinkühlers Referat 
auf dem internationalen Zukunfts- 
Kongreß der fG-Metaii vom 27.- 
29JO 88 in Frankfurt. 


Leserbrief 


Rechtsextremisten im Berliner 
Senat 

Schocktherapie — schreibt Klaus 
Schloesser in der bremen-taz — iro¬ 
nisch gemeint denke ich. 

Ein Schock kann es für die Reg ieren¬ 
den nicht sein - wer die Rechtsextre¬ 
misten als Partei zuläßt und deren Be¬ 
teiligung an unseren demokratischen 
Wahlen ermöglicht, der will doch, daß 
sie arbeiten? Oder, warum sind sie 
sonst zugelassen?? 

Was die Therapie betrifft: es gibt eben 
Leute, die sind überhaupt nicht zu 
therapieren - mit garnicht! 

Ein Schock, ein wirklicher, fürchterli¬ 
cher Schock war es sicherlich für vie¬ 
le derer, die 2 antifaschistische Tage 
in Bremen auf der antifaschistischen 
Aktionskonferenz mitgearbeitet ha¬ 
ben. („antifaschistisches Klima” 
schreibt die bremen-taz dazu) - mü¬ 
de nach Hause gekommen — und 
dann das Berlin-Desaster im TV mit¬ 
zuerleben, das war in der Tat ein 
Schock! (Für mich war es dasselbe 
Gefühl, wie nach den vielen Friedens¬ 
demonstrationen ... die Raketen 
doch kamen.) 

Meine Therapie ist: diesen erlittenen 
Schock durch eine heile, heiße, kon¬ 
struktive Wut zu überwinden, die mir 
Kräfte frei setzt für den politischen 
Kampf, 

Wut - habe ich gemeint — Wut ist 
nicht Haß! 

Haß ist das Werkzeug der Faschisten. 
Laßt Euch dieses Werkzeug nicht 
(auch) in die Hand drücken, (Es gab 
junge Teilnehmer auf der Konferenz, 
die rekfamierten vehement ihr Recht 
auf Haß). Laßt Euch von einer Oma 
warnen: Haß ist destruktiv und zerfrißt 
den Hasser letztlich selber! 

Ich wünsche Euch/uns, daß Ihr darü¬ 
ber gut nachdenkt. 

Mit solidarischen Grüßen 

frmgard 






Achtling! Mahnwachen vom 
8.-21. Mai 1989! 

Das Bremer Forum „Bürgerrechte und 
Demokratie" plant anläßlich 40 Jahre 
Grundgesetz — 40 Jahre Bunesrepublik 
Deutschland eine Vielzahl von Aktivitäten 
und Veranstaltungen, Eine Idee En diesem 
Rahmen ist, daß vom 8. Mai, dem Tag der 
Befreiung von Faschismus und Krieg, bis 
zum 23. Mai, dem Tag der Verkündung des 
Grundgesetzes, Mahnwachen auf dem 
Marktplatz durchgeführt werden. Die 
Durchführung dieser Idee ist davon 
abhängig, ob genügend Menschen und 
Organisationen eine solche Mahnwache 
täglich von 16 -18 Uhr unterstützen, 

Bitte, meldet Euch diesbezüglich bei der 
WN-Bund der Antifaschisten, damit wir 
einen Überblick zusammen steifen kön¬ 
nen, Telefon; 38 2914. 


Geburtstage im März 1989 


Metita Dam me I 
Ursula Czenitschek 
Frieda Hand! 
Eduard Frag in 
Adolf Pusch 
Tilla Hundertmark 
Teorg Minder 


2. März, 66 Jahre 
10. März, 62 Jahre 
13 März, 76 Jahre 

20. März, 83 Jahre 

21. März, 77 Jahre 

22. März, 74 Jahre 
29. März, 63 Jahre 


Termine 

Antifaschistische Mahnwache vor 
dem Haus der Bürgerschaft 

Nächster Termin: Mittwoch 1. März 1988, 
16.00-18.00 Uhr 

Bremerinnen gegen Neofaschismus 
Mitgliederversammlung, 15, März 1989, 
20.00 Uhr, G E W-G es ch äftsstel le, Lö- 
ningstr. 35, Bremen 

Bremen-Nord 


Gruppe West: 

4, März; 15.00 Uhr „ KJ ön nach mittag" 
Thema: Frauen im Faschis¬ 
mus 

6. März: Vorstands-Sitzung 

20. März: 20,00 Uhr, Mitgiieder-Ver- 
Sammlung, Thema: Vorberei¬ 
tung Friedensfest; Antifasch, 
Friedensfrage, Art. 26 Nie 
wieder Krieg, 

Alle Treffen finden im Büro, Bgm.-Deich- 
manr-Str. 26 statt. 


Antifa, Forum 


Donnerstag, 2 . März 1989,19.30 Uhr, Gu¬ 
stav-Heinemann-Bürgerhaus, Raum 220 
Vortrag mit Diskussion zur Problematik 
„Einwanderer und Flüchtlinge, etc7 
Referent: Siegfried Jäger (Uni Duisburg) 

Deutsch-Ausländischer 

Gesprächskreis 

Dienstag, 7. März, 19,00 Uhr 


Singkreis Hermann Böse 

Der Kreis trifft sich am 
2. März um 18.30 Uhr 
16. März um 18.30 Uhr 
20. März um 18,30 Uhr 
wie immer in der Bgm-Deich mann 
Straße 26, im Büro der VVN-BdA, 



Kassierung 
Es bleibt dabei 


Unseren Kameradinnen und Kamera¬ 
den EINEN HERZLICHEN GLÜCKWUNSCH 

zum Geburtstag ! 





Nachdem nun schon 2 Monate ins „Land 
gegangen” sind, wollen wir mal wieder an 
die Kassenstunden im Büro in Bremen 
erinnern. Also: 

Kamerad Friedei wird wieder wie bisher 
jeden 2. und 4. Donnerstag von 15-17.30 
Uhr in den Kassenstunden nicht nur 
Abrechnungen entgegen nehmen, son¬ 
dern auch die Bescheinigungen für die 
Steuer ausgeben. 

Für die Kameradinnen und Kameraden 
die den Beitrag im Büro entrichten, ist die 
Kameradin Tilia jeden Donnerstag nach“ 
mittag ab 15 Uhr anzutreffen. 

Denkt immer daran, ohne Beiträge - 
Spenden natürlich auch - kann keine Or^ 
ganisation arbeiten, 

Kamerad Friedei und Tilla 








































